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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom 23. Juni 1981 “
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Lan-
dessozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom.
14. November 1979 aufgehoben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht
zurückverwiesen.
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Der am 11. Dezember 1952 geborene Kläger hat auf Kosten sei-

ner Eltern Pädagogik studiert. Am 9. Februar 1976 hat er die

erste Staatsprüfung für das'Lehramt an der Grund- und Haupt-‚

schule mit dem Gesamtergebnis "gut" bestanden. Den Vorberei—

tungsdienst hat er nicht abgeleistet und auch die zweite

Staatsprüfung für das Lehramt nicht abgelegt.

Einen am 15. August 1977 gestellten Antrag auf Berufsausbil-

dungsbeihilfe (BAB) für eine Berufsausbildung als Tischler

in der Zeit vom September 1977 bis August 1979 bei der Firma

Sf . in D‘4ßfu■ wies die Beklagte mit Bescheid vom 20.

September 1977 mit der Begründung ab, der Kläger sei nicht

bedürftig. Da das Einkommen seiner Eltern, die in der Anord-

nung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Arbeit (BA)

über die individuelle Förderung der beruflichen Ausbildung
(AÄAusbildung) vorgesehenen Freibeträge übersteige, müsse

sich der Kläger auf seine Unterhaltsansprüche gegen seine El-

tern verweisen lassen. Der hiergegen eingelegte Widerspruch
hatte keinen Erfolg (Widerspruchsbescheid vom 8. Februar

1978). Nachdem der Kläger das Ausbildungsverhältnis bei der
Firma S?” zum 30. November 1977 gelöst hatte, begann er

am 1. Dezember 1977 ein neues Ausbildungsverhältnis bei der

Firma Mann? in D'” „„ , das vor Ablauf der Probezeit am

13. Februar 1978 beendet wurde. Den am 16. Dezember 1977 ge-
stellten Antrag auf Zahlung von BAB auch für dieses Ausbil-

dungsverhältnis lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 10. März

1978 ab. Über den hiergegen eingelegten Widerspruch ist noch
nicht entschieden. Am 1. März 1978 setzte der Kläger seine

Lehre als Tischler bei der Firma K- in D« wen fo■:und
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beendete sie am 13. Juni 1979 mit der Ablegung der Ge-

sellenprüfung. Den neuen Antrag vom 31. Mai 1978 auf Ge-

währung von BAB für dieses Ausbildungsverhältnis lehnte
die Beklagte mit Bescheid vom 27. Juni 1978 ab; über den

hiergegen eingelegten Widerspruch ist ebenfalls noch

nicht entschieden.

Die gegen den Bescheid vom 20. September 1977 und den

Widerspruchsbescheid vom 8. Februar 1978 erhobene Kla-

ge hat das Sozialgericht (SG) mit Urteil vom 30. Au-

gust 1978 abgewiesen und die Berufung nicht zugelassen.

Das Landessozialgericht (LSG) hat das Urteil des SG ab—

geändert und die Beklagte unter Aufhebung ihrer Beschei—

de vom 20. September 1977, 8, Februar 1978, 10. März

1978 und 27. Juni 1978 verurteilt, dem Kläger für die

Zeiten seiner Ausbildung zum Tischlergesellen ab 1. Sep—

tember 1977 BAB ohne Anrechnung vom Einkommen seiner El-

tern zu gewähren. Zur Begründung hat es im wesentlichen

ausgeführt: Obwohl das SG nur über den Bescheid vom 20.

September 1977 in der Gestalt des Widerspruchsbeschei-

des vom 8. Februar 1978 entschieden habe, der ein Aus-

bildungsverhältnis von bis zu 13 Wochen (3 Monaten) Dau-

er betreffe (1. September 1977 bis 30. November 1977),

sei die Berufung ungeachtet des @ 1hh Abs 1 Nr 2 Sozial-

gerichtsgesetz (SGG) nach 5 150 Nr 2 SGGzulässig. Denn
der Kläger habe einen wesentlichen Mangel des Verfah—

rens gerügt, der auch vorliege. Das SG habe es nämlich
unterlassen, über die Bescheide vom 10. März 1978 und

27. Juni 1978 zu entscheiden, die gemäß 5 96 SGG Gegen—

stand des Verfahrens geworden seien (BSGE34, 255). Die-
se Bestimmung sei aus Gründen der Prozeßökonomie auch

auf die beiden neuen Bescheide anzuwenden. Denn sie sei-

en im Rahmen eines Dauerrechtsverhältnisses, der Berufs-

ausbildung zum Tischler, ergangen und hätten jeweils
weitere Zeiträume der Berufsausbildung bei zwei weite-
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ren Lehrherren betroffen, die sich aneinander angeschlossen

hätten.
\

Die Berufung sei auch begründet. Der Kläger habe Anspruch

auf BAB für die Zeit vom 1. September 1977 bis zur Beendi-

gung seiner Ausbildung. Die allgemeinen Voraussetzungen für

einen Anspruch auf BAB (Geeignetheit, arbeitsmarktpolitische

Zweckmäßigkeit) seien erfüllt; die Ausbildung zum Tischler

sei Ausbildung 18 von 5 40 Abs 1 Arbeitsförderungsgesetz

(AFG), weil sie die erste zu einem auf dem Arbeitsmarkt ver-
wertbaren Abschluß führende Maßnahme der beruflichen Bildung

sei. Dies habe für die vorhergehende Ausbildung zum Lehrer
‘

an Grund— und Hauptschulen nicht zugetroffen, weil der Klä—

ger trotz des abgeschlossenen Studiums der Pädagogik mangels

der vorgeschriebenen weiteren Ausbildung noch nicht die Be-

fähigung zum Lehramt besessen habe.

Die allein streitige Frage, ob dem Kläger die für die Aus—
bildung erforderlichen Mittel anderweitig zur Verfügung ge-
standen hätten, bzw ob er auf Unterhaltsansprüche gegen sei-

ne Eltern verwiesen werden könne, sei zu verneinen. Daß das

Einkommen der Eltern des Klägers die in @ 16 A-Ausbildung

näher festgesetzten Freigrenzen überschreite, begründe zwar

nach dem Sinn dieser Regelung die Vermutung, daß eine Unter—
haltsverpflichtung der Eltern bestehe. Unabhängig hiervon

sei aber zu prüfen, ob überhaupt ein Unterhaltsrechtsver—

hältnis zugunsten des Auszubildenden vorliege. Dies sei hier

schon aus Rechtsgründen nicht der Fall, weil die Eltern des

Klägers ihm bereits eine Berufsausbildung — Studium der Pä—

dagogik - finanziert hätten. Bei ordnungsgemäßer Weiterfüh-

rung der Ausbildung wäre der Kläger aufgrund der ihm als

Referendar gezahlten Unterhaltszuschüsse nicht mehr unter-

haltsbedürftig gewesen. Ein Anspruch auf eine zweite Berufs-

ausbildung bestehe grundsätzlich nicht, sofern die Eltern

- wie hier - mit der ersten Berufsausbildung ihrer Verpflich—

tung in angemessener Weise nachgekommen seien. Anhaltspunkte
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für Tatbestände, bei deren Vorliegen die Rechtsprechung

hiervon Ausnahmen zulasse, seien nicht ersichtlich.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Beklag-

te eine Verletzung der 55 39, 40 AFG iVm den Vorschrif—

ten der A-Ausbildung. Entgegen der Auffassung des LSG
könne der Kläger auf die Unterhaltsansprüche gegen seine

Eltern verwiesen werden. Denn diese hätten ihm noch kei-

ne abgeschlossene Berufsausbildung finanziert, weil er

nach Beendigung des pädagogischen Studiums noch nicht

über einen auf dem Arbeitsmarkt verwertbaren Abschluß

verfügt habe. Dazu seien die Eltern aber nach 5 1610

Abs 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) ver-
pflichtet gewesen. In diesem Zusammenhang könne nicht
darauf verwiesen werden, daß der Kläger bei ordnungs-

gemäßer Weiterführung der Ausbildung wegen des Bezugs

' von Unterhaltszuschuß als Referendar nicht mehr unter—

haltsbedürftig gewesen wäre. Denn in diesem Fall wäre
die grundsätzlich weiter bestehende Verpflichtung der

Eltern zur Unterhaltsleistung von einem Dritten über—

nommen worden. Da es zur Gewährung eines Unterhaltszu-

schusses wegen Abbruchs der Ausbildung nicht gekommen
sei, habe die Pflicht der Eltern zur Unterhaltsleistung

bis zum Abschluß der Tischlerlehre weiterbestanden.

Auf das Bestehen einer konkreten Unterhaltsverpflichtung

nach dem BGB komme es aber letztlich nicht an, weil gem
55 10, 16 A-Ausbildung unabhängig hiervon das Einkommen

der Eltern auf den Bedarf anzurechnen sei. Die Anrech—

nung des Elterneinkommens hänge nach dem eindeutigen

Wortlaut dieser Bestimmungen nicht davon ab, ob im Ein-

zelfall eine konkrete Unterhaltspflicht der Eltern be—

stehe. Es sei auch nicht Aufgabe der Beklagten, das Be-
stehen einer Unterhaltspflicht im Einzelfall zu prüfen.

Wie das Bundessozialgericht -BSG- (Urteil vom 6. Okto—
'ber 1977 — SozR #100 5 40 Nr 18) bereits entschieden
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habe, seien Einwände nach bürgerlichem Recht gegen den Un-

terhaltsanspruch nur vom Unterhaltspflichtigen selbst und

nur dem Auszubildenden gegenüber geltend zu machen. Dieses

Ergebnis entspreche auch dem Willen des Gesetzgebers, der

durch die Neufassung des 5 40 AFG durch das Haushaltsstruk-

turgesetz-AFG (HStruktG—AFG) mit Wirkung ab 1. Januar 1976

in Anlehnung an die Regelung des Bundesausbildungsförde—

rungsgesetzes (BAföG) die elternunabhängige Förderung habe
beseitigen wollen. Wegen der Höhe des anzurechnenden El-

terneinkommens bestehe daher kein Anspruch auf BAB.

Unabhängig hiervon könne das Urteil des LSG aber schon des-

halb keinen Bestand haben, weil 5 3 Abs 2 A-Ausbildung die

Förderung der Ausbildung des Klägers zum Tischler verbiete.

Denn der Kläger habe die Ausbildung zum Lehrer an Grund-

und Hauptschulen 15 dieser Bestimmung "vorzeitig gelöst".
Diese Lösung stelle sich auch als "unbegründet" dar, weil

die Fortführung dieser Ausbildung weder unmöglich, unzweck-
mäßig noch unzumutbar gewesen sei. Die vom Kläger angenom-

mene Verschlechterung der Arbeitsmarktlage für Grund- und
Hauptschullehrer sei kein sachgerechter Grund für die vor-

zeitige Lösung seiner ersten Ausbildung, denn angesichts

der guten Examensnote hätten sich keine Anhaltspunkte da-

für ergeben, daß er nach Abschluß seiner Ausbildung nicht

als Lehrer übernommen werden wäre. Insoweit werde auf das

Urteil des BSG vom 15. März 1979, SozR 2200 5 1236 Nr 15,
verwiesen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts für das Land

Nordrhein-Westfalen vom 14. November 1979 aufzu-

heben und die Berufung des Klägers zurückzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend.
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II

Die Revision der Beklagten ist begründet. Das Urteil

des LSG ist aufzuheben. Der Rechtsstreit ist zu neuer

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuver-
weisen.

Das LSG ist zu Recht davon ausgegangen, daß die an sich

nach @ lhü Abs 1 Nr 2 SGG ausgeschlossene Berufung gem
5 150 Nr 2 SGG zulässig war, weil ein wesentlicher Man—

gel des Verfahrens gerügt worden ist, der auch vorge-

legen hat. Die Zulässigkeit der Berufung hat das Revi-

sionsgericht bei einer zugelassenen Revision als eine

von Amts wegen zu beachtende Verfahrensvoraussetzung zu

prüfen (vgl für viele BSG SozR 1500 @ 150 Nr 11 und 18

mwN). Das LSG hat zutreffend einen Verfahrensmangel

darin gesehen, daß das SG die während des sozialgericht-

lichen Verfahrens ergangenen weiteren Bescheide vom
10. März 1978 und 27. Juni 1978 nicht in die Entschei—

dung mit einbezogen hat. Diese Bescheide sind gem 5 96

SGG Gegenstand des Verfahrens geworden, obwohl sie sich
nicht auf den Streitgegenstand im engeren Sinne, das

erste Ausbildungsverhältnis mit der Firma S'« w», son-

dern weitere Ausbildungsverhältnisse bei neuen Lehrher—

ren — nach zweimaligem Lehrstellenwechsel - beziehen.
Da jedoch mit dem ursprünglichen Bescheid vom 20. Sep-

tember 1977 über die vom Kläger beantragte Förderung
seiner Ausbildung zum Tischler für die Zeit von Septem-

ber 1977 bis August 1979 insgesamt entschieden werden

ist, erweisen sich die infolge Lehrstellenwechsels auf

entsprechenden Antrag erteilten weiteren Bescheide vom

10. März 1978 und 27. Juni 1978, die diesen Ausbildungs—

zeitraum betreffen, insoweit als teilweise Ersetzung

des ursprünglichen Bescheide. Deshalb erscheint ihre

Einbeziehung in den anhängigen Rechtsstreit im Interes-
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se der Prozeßökonomie sinnvoll und geboten. Die Berufung

war daher zulässig.

In der Sache ist eine Zurückverweisung des Rechtsstreits an
das LSG geboten, weil der Senat mangels ausreichender tat-

sächlicher Feststellungen nicht abschließend entscheiden

kann.

Rechtsgrundlage für den Anspruch auf BAB ist 5 40 AFG idF
des Gesetzes zur Verbesserung der Haushaltsstruktur im Gel-

tungsbereich des Arbeitsförderungs— und des Bundesversor-

gungsgesetzes (HStruktG-AFG) vom 18. Dezember 1975 (BGBl I
3113), das am 1. Januar 1976 in Kraft getreten ist (Art 5

5 1 HStruktG-AFG), iVm der Anordnung des Verwaltungsrates
der BA über die individuelle Förderung der beruflichen Aus-

‚bildung vom 31. Oktober 1969 (ANBA 1970, 213), die hier in
der ab 1. September 1977 geltenden FaSsung der 12. Ände—

rungsanordnung zur A-Ausbildung vom 19. Juli 1977 (ANBA

1977, 1302) und in der Zeit ab 1. September 1978 idF der

13. Änderungsanordnung zur A-Ausbildung vom 14. Juli 1978
(ANBA 1978, 1089) anzuwenden ist. Nach 5 40 Abs 1 AFG ge-
währt die BA Auszubildenden BAB ua für eine berufliche Aus-

bildung in Betrieben oder überbetrieblichen Ausbildungs—

stätten, soweit ihnen die hierfür erforderlichen Mittel an-
derweitig nicht zur Verfügung stehen.

Zutreffend ist das LSG davon ausgegangen, daß die Ausbildung

des Klägers zum Tischler Ausbildung 18 dieser Bestimmung ist,
weil es sich um die erste zu einem auf dem Arbeitsmarkt ver-
wertbaren Abschluß führende Maßnahme der beruflichen Bildung

handelt. Der Senat hat in ständiger Rechtsprechung entschie—

den, daß Ausbildung 13 von @ 40 Abs 1 AFG stets die erste zu
einem Abschluß führende Bildungsmaßnahme ist (BSG SozR 4100

5 40 AFG Nr 12 mwN); damit wird diese Förderungsart zugleich

gegenüber den Förderungsarten Fortbildung und Umschulung

nach 55 41 ff, 47 AFG abgegrenzt (kritisch hierzu Gagel/Jü-
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licher, Komm zum AFG, 1979, Vorbemerkung zu 5 40, RdNrn

3 ff). Das LSG hat insoweit unangegriffen festgestellt,

daß der Kläger zwar das Studium der Pädagogik mit der

ersten Staatsprüfung erfolgreich abgeschlossen hatte,

jedoch nicht die weitere Ausbildungsstufe - Referendar—
zeit mit abschließender zweiter Staatsprüfung - durch-

laufen hat, so daß er mangels Befähigung für das Lehr-

amt an Grund— und Hauptschulen noch keinen auf dem Ar-

beitsmarkt verwertbaren Beruf erreicht hat (vgl BSGE 37,

223,226; 38, 63, 65; 38, 104, 107; BSG SozR 4100 5 47

Nr 15). An diese Feststellung ist der Senat gebunden

(@ 163 SGG). Da er auch sonst keinen durch Berufserfah-

rung gewonnenen Status erlangt hat, der ihn zur verant-

wortlichen Ausübung des gewählten Berufs befähigt (BSGE

40, 234, 236; 41, 224, 225 f; BSG SozR 4100 5 40 Nr 12),

ist die Ausbildung zum Tischler für ihn daher erstmali-

ge Ausbildung 13 von 5 40 Abs 1 AFG iVm 5 3 Abs 1 A—
Ausbildung. Die zuvor abgebrochene Ausbildung zum Leh-

rer stellt, ebenso wie wenn sie erfolglos (ohne Ab-

schluß) beendet worden wäre, noch keine Ausbildung 13

von 5 40 Abs 1 AFG dar (vgl BSG Urteil vom 22. Juni
1977 — 7 RAr 73/75

—, vgl AuB 1978, 26), so daß die neue

Ausbildung zum Tischler als Ausbildung nach 5 40 Abs 1

AFG förderbar ist (vgl Gagel/Jülicher, aaO, Vorbemer-

kung zu 5 40, RdNr 3).

Dem kann die Beklagte nicht entgegenhalten, die Förde-

rung der Ausbildung zum Tischler sei gemäß 5 3 Abs 2
A—Ausbildung ausgeschlossen, weil der vorzeitige Ab—

bruch der Ausbildung zum Lehrer "unbegründet" erfolgt

sei. Nach dieser Bestimmung ist BAB für eine "neue Aus—

bildung" nur bei "begründeter vorzeitiger Lösung eines

Berufsausbildungsverhältnisses" zu gewähren. Diese Be-

stimmung, die im Zusammenhang mit 5 3 Abs 1 A-Ausbil—
dung steht, wonach BAB grundsätzlich nur für die erst-

malige Berufsausbildung gewährt wird, kann schon ihrem
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_ 10 -

Wortlaut nach nur so verstanden werden, daß sie sich auf die”

vorzeitige Lösung eines Berufsausbildungsverhältnisses be-
_

zieht, das bereits — als erstmalige Berufsausbildung iS von

55 40 Abs 1 AFG, 3 Abs 1 A-Ausbildung - gefördert wird oder

noch zu fördern ist. Denn @ 3 Abs 2 A-Ausbildung läßt ? in
Ausnahme von dem Grundsatz des 5 3 Abs 1 A-Ausbildung - auch

die Förderung der neuen Ausbildung zu, wenn die Förderung‘

der erstmaligen Ausbildung durch — begründete - vorzeitige

Lösung beendet wird; diese Bestimmung betrifft daher nur den

Wechsel aus einem schon geförderten oder (noch) zu fördern-

den Ausbildungsverhältnis in ein neues Ausbildungsverhältnis.

Wäre, wie die Beklagte meint, die Gewährung von BAB stets

dann ausgeschlossen, wenn eine zuvor - zu irgendeiner Zeit -
begonnene, nicht geförderte Ausbildung unbegründet gelöst

werden ist, so würde der Zweck, der mit @@33 ff, 40 AFG ver-

folgt wird„verfehlt. Danach soll BAB grundsätzlich, sofern

bestimmte persönliche, fachliche und finanzielle Vorausset-

zungen vorliegen, allen Bildungswilligen — Jugendlichen oder
Erwachsenen - gewährt werden, die bisher, aus welchen Grün-

den auch immer, noch keine geeignete, zum Abschluß führende

berufliche Ausbildung in betrieblichen oder überbetriebli-
chen Einrichtungen durchlaufen haben oder sonst nicht durch

Berufserfahrung zur verantwortlichen Ausübung des gewählten

Berufs befähigt sind (vgl dazu Schönefelder/Kranz/Wanka,

Komm zum AFG, @ AO RdNr & f, l. Lfg, Stand: August 1972;
Gagel/Jülicher, aaO, Vorbemerkung zu 5 40 RdNr 3). Für eine

zusätzliche Förderungsvoraussetzung, wonach eine einmal be-

gonnene Ausbildung "begründet" gelöst bzw abgebrochen worden
sein muß, bietet das Gesetz keinen Anhalt. Im Hinblick hier-

auf sieht @ 3 Abs 2 A4Ausbildung lediglich insoweit eine

sachgerechte Einschränkung der Ausbildungsförderung vor, als

er bei vorzeitiger Lösung des bereits geförderten Ausbil-
dungsverhältnisses eine weitere Förderung des neuen Ausbil-

dungsverhältnisses davon abhängig macht, daß dessen Lösung

"begründet" war. Es kann hier dahingestellt bleiben, ob die-

se Bestimmung von der Ermächtigungsnorm des 5 39 AFG iVm 5 40
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AFG gedeckt ist, soweit sie in diesen Fällen bei unbe-

gründeter Lösung eine Förderung der neuen Ausbildung in

_
vollem Umfang ausschließt. Jedenfalls hätte ihre Er—

streckung auf vorzeitig gelöste Ausbildungsverhältnisse,

für die eine Förderung noch nicht in Anspruch genommen
bzw gewährt worden ist, den Regelungsspielraum der 55

39, 40 AFG überschritten. Mithin kommt es für den An—
spruch des Klägers auf BAB, die für seine erstmalige

Berufsausbildung zum Tischler begehrt wird, nicht da-
rauf an, aus welchen Gründen die zuvor begonnene, noch

nicht geförderte Ausbildung zum Lehrer an Grund- und

Hauptschulen vorzeitig beendet werden ist.

Daß der Kläger während seiner Berufsausbildung zum
Tischler zweimal die Ausbildungsstätte gewechselt hat
und neue Lehrverhältnisse bei neuen Lehrherren einge-

gangen ist, steht im Hinblick auf @ 3 Abs 2 A-Ausbil—

dung einem Anspruch auf Gewährung von BAB für die Dau-

er der neuen Lehrverhältnisse nicht entgegen. Der Se-

nat kann hier dahingestellt sein lassen, ob 5 3 Abs 2

A-Ausbildung überhaupt Anwendung findet, wenn die Be-
rufsausbildung zu einem bestimmten Beruf nicht durch

Wechsel des Ausbildungsganges, sondern durch Wechsel

der Ausbildungsstätte (vgl hierzu BSG SozR 4100 5 152
Nr 3) unterbrochen wird. Denn das LSG hat insoweit un-

angegriffen festgestellt, daß jedenfalls für einen "un-

begründeten" Wechsel keine Anhaltspunkte gegeben sind.

Dem Kläger steht nach 5 40 Abs 1 AFG in der hier maß-

geblichen Fassung ab 1. Januar 1976 BAB nur zu, soweit
ihm die hierfür erforderlichen Mittel anderweitig nicht

zur Verfügung stehen. Wann anzunehmen ist, daß Mittel
anderweitig zur Verfügung stehen, ist nicht im AFG

selbst, sondern im Rahmen der A—Ausbildung näher gere-

gelt. Diese aufgrund der 55 39, 191 Abs 3 AFG ergangene
Anordnung des Verwaltungsrates der BA enthält als auto-
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nömes Satzungsrecht Rechtsnormen, an die auch die Gerichte

gebunden sind (BSG SozR Nr 1 zu 5 #0 AFG), soweit sich diese

im Rahmen der Ermächtigungsnorm halteno Nach 5 10 Nr 2 A-Am&

bildung in der hier maßgeblichen Fassung durch die 10. Ände-

rungsanordnung vom 23. März 1976 (ANBA 1976, 481) ist auf den

Bedarf des Auszubildenden nach 5 9 Satz 1 A-Ausbildung neben

seinem eigenen Einkommen Einkommen der Eltern in dem nach 5

16 bestimmten Umfang anzurechnen„ Nach 5 16 Abs 1 bis 5
A-Ausbildung ist Einkommen der Eltern anzurechnen, soweit be-

stimmte monatliche Freibeträge überschritten werden. Soweit

hiernach das die Freibeträge übersteigende Einkommen der El-

tern höher ist als der Bedarf des Auszubildenden, kann eine

BAB grundsätzlich - vorbehaltlich einer Anwendung der Härte-

regelung des 5 16 Abs 6 A-Ausbildung - nicht gewährt werden.

Der Auszubildende ist vielmehr darauf zu verweisen, daß zur

Deckung seines Restbedarfs entsprechende Mittel als Unter-

haltsleistungen seiner Eltern zur Verfügung stehen"

Ob und inwieweit Einkommen der Eltern des Klägers nach 5 16
A—Ausbildung anzurechnen ist, hat das LSG nicht geprüft; es
hat vielmehr eine Anrechnung von Elterneinkommen schon des-
halb verneint, weil sie ihrer Unterhaltspflicht bereits ge-

nügt hätten. Dem ist der Senat nicht gefolgt“ Zwar schließt
die Regelung des 5 #0 Abs 1 AFG, die den Grundsatz des Nach—

rangs der BAB enthält, und die diesen konkretisierende Rege-

lung des 5 16 A-Ausbildung über die Anrechnung des Einkom-
mens der Eltern an das bürgerliche Unterhaltsrecht an. Da je-

doch Bestehen und Umfang der bürgerlich-rechtlichen Unter-

haltspflichten für die Ausbildung von Kindern (55 1601 ff,
1603, 1610 BGB) nur unter Berücksichtigung aller Lebensum-
stände der Berechtigten und Verpflichteten im Einzelfall

festgestellt werden können, konnte die gesetzgeberische Ab—

sicht, den Nachrang der BAB herzustellen, nicht in der Weise

verwirklicht werden, daß die Förderung der Berufsausbildung
jeweils an die im Einzelfall bestehende Unterhaltspflicht an-
knüpft. Der Gesetzgeber bzw Anordnungsgeber hat vielmehr
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hierfür das gesetzestechnisch zulässige Mittel der Pau—

schalierung und Typisierung verwendet, indem er in der

eigenständigen Regelung des 5 16 A—Ausbildung ua in
dessen Abs 1 Nr 1 bis 3, pauschal die Einkommensbeträge

bestimmt, die für den angemessenen Lebensunterhalt der

Eltern und ihrer Kinder erforderlich erscheinen. För—

derungsrechtlich wird daher eine Unterhaltsverpflich—

tung der Eltern als bestehend unterstellt, soweit das

Einkommen der Eltern die in der A—Ausbildung näher be—

zeichneten Freigrenzen überschreitet.

Demgemäß hat der Senat bereits zu der bis zum Inkraft—

treten des HStruktG-AFG geltenden Fassung des @ ao Abs
1 AFG entschieden, daß im Hinblick auf die eigenständige

Regelung der A-Ausbildung über die Anrechnung des E1—

terneinkommens Einwände gegen den Unterhaltsanspruch
des Auszubildenden nach bürgerlichem Recht im Rahmen

des Bewilligungsverfahrens nach 5 40 Abs 1 AFG nicht
berücksichtigt werden können (BSG_SOZR 4100 5 40 AFG

Nr 18 unter Hinweis auf BSG Urteil vom 3. November 1976

- 7 RAr 160/7h.e vgl AuB 1977, 251). Die Entscheidung
über Bestand und Umfang des Unterhaltsanspruchs bleibt

vielmehr den Zivilgerichten vorbehalten. Weigern sich

die Eltern, Unterhalt zu leisten, weil sie der Auffas-

sung sind, ihre Unterhaltspflicht erfüllt zu haben,

bietet 5 90 Abs 3 AFG die Möglichkeit, dem Auszubilden—

den die BAB als Vorausleistung ohne Berücksichtigung

von Unterhaltsmitteln der Eltern zu gewähren, allerdings

mit der sich aus der Verweisung auf 5 58 Abs 2 Sätze 1

bis 3 AFG ergebenden Folge, daß die BA durch Überlei—

tung des Unterhaltsanspruchs des Auszubildenden und nach—

folgende Inanspruchnahme der Eltern das Nachrangverhält—

.
nis der Berufsausbildungsförderung nachträglich wieder-

herstellt.

An dieser Konstruktion hat sich durch die Neufassung des

5 40 AFG durch das HStruktG-AFG im Prinzip nichts geän-
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dert. Mit der nunmehr den Nachrang der BAB bestimmenden For-
mulierung in 5 40 Abs 1 AFG "soweit die erforderlichen Mit-
tel anderweitig nicht zur Verfügung stehen" statt der bishe-
rigen Formulierung, "soweit ihren Unterhaltsverpflichteten

die Aufbringü■g üblicherWeise nicht zugemutet wird“, ist,

worauf der Wortlaut zunächst schließen lassen könnte, nicht
eine Anknüpfung an die konkrete Unterhaltsverpflichtung im

Einzelfall beabsichtigt. Vielmehr gibt die Angleichung an
den Wortlaut des 5 1 des BAföG einen Hinweis darauf, daß

auch nach neuem Recht die Anrechnung von Einkommen Unter—
haltspflichtiger förderungsrechtlich lediglich die Prüfung
erfordert, ob überhaupt ein Unterhaltsrechtsverhältnis zu-

gunsten des Auszubildenden besteht, dh, ob nach objektivem

Recht - abstrakt - das Bestehen eines bürgerlich-rechtlichen
Unterhaltsanspruchs in Betracht kommt. Dafür spricht die Be-

gründung zur Jetzigen Faseung des 5 40 Abs 1 AFG durch das

HStruktG-AFG(BR-Drucks 575/75, zu Art 20 5 1 Nr 3), wonach
im Interesse einer weiteren Harmonisierung des Förderungs-

rechts in Anlehnung an die Regelungen des BAföG nunmehr auch
bei der Ausbildungs£örderung nach dem AFG für die Auszubil-
denden, die über 21 Jahre alt oder verheiratet sind, das

Einkommen der Eltern berücksichtigt werden soll. Darin do-
kumentiert sich zunächst der Wille des Gesetzgebers, nicht
mehr - wie bisher - generalisierend auf die "überlicherweise

zuzumutenden" Unterhalt3leistungen abzustellen, dh Unter-
haltsleistungen, die über das "üblicherweise Zuzumutende"

hinaus erbracht werden, Unberücksiohtigt zu lassen (vgl BSGE
35, 164, 167). Diese Einschränkung ist nach der Neufassung
des 5 40 Abs 1 AFGweggeraiien; demgemäßist durch die 10.
Änderungsanordnungzur AeAusbildungvom23. März 1976 (ANBA
1975. 481) die bisherige elternunabhängige Förderung für Aus-
zubildende, die das 21. Lebensjahr vollendet haben oder ver-
heiratet Sind, mit Wirkung ab 1. Januar 1976 beseitigt wor-
den. 55 10 ff, 16 A-AUSbildung übernehmen daher in der ab
1. Januar 1976 geltenden Fassung auch die Funktion, die Un-
terhaltsverpflichtung der Eltern gegenüber älteren und ver-
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heirateten Auszubildenden zu konkretisieren° Damit wird

nunmehr generell bei allen Auszubildenden, die eine

"erstmalige" Berufsausbildung iS des 5 40 AFG erstreben,

auf die abstrakte Unterhaltslage nach den bürgerlich-

rechtlichen Bestimmungen (55 1601 ff BGB) abgestellt,

wonach grundsätzlich für - minderjährige wie volljäh-

rige - Abkömmlinge eine Unterhaltspflicht (deren Dauer

nicht ausdrücklich gesetzlich limitiert ist) besteht;

bei ihnen allen wird förderungsrechtlich eine Unter-
haltsverpflichtung der Eltern unterstellt, soweit ihr

Einkommen die in der A-Ausbildung vorgesehenen — ein-

heitlichen - Freigrenzen überschreitet. Damit ist es
aber auch nach der Neuregelung des 5 40 Abs 1 AFG durch

das HStruktG-AFG grundsätzlich nicht Aufgabe der Be-
klagten bzw der Sozialgerichte, die Unterhaltspflicht

im einzelnen zu prüfen. Dies bleibt nach der Konstruk-

tion des Gesetzes, die sich auch insoweit mit der des

BAföG im wesentlichen deckt, den Zivilgerichten im Rah-

men des unverändert gebliebenen @40 Abs 3 iVm 5 38
Abs 2 AFG vorbehalten.

Im Hinblick auf die nunmehr uneingeschränkt elternab-

hängige BAB ist allerdings eine Anrechnung von Einkom-

men der Eltern ausnahmsweise dann nicht gerechtfertigt,

wenn der bürgerlich-rechtliche Unterhaltsanspruch des

Auszubildenden nach objektivem Recht offensichtlich

ausgeschlossen ist (vgl zur sog Negativ-Evidenz BVerwG

in Buchholz, 436.36 5 37 BAföG Nrn & und 12). Denn in

diesen Fällen wäre auch eine Überleitung des bürgerlich—
rechtlichen Unterhaltsanspruchs nach @ 38.Abs 2 AFG,

die rechtskonstruktiv neben den Vorschriften über die

Anrechnung von Einkommen Unterhaltspflichtiger (55 10,

16 A—Ausbildung) dazu bestimmt ist, das vom Gesetz ge-
wollte Verhältnis des Nachrangs der Ausbildungsförderung

(nachträglich) wiederherzustellen, unwirksam, weil bei
offensichtlichem Fehlen eines Unterhaltsanspruchs das
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mit der Überleitung verfolgte Ziel nicht erreicht werden

könnte und diese daher sinnlos und damit rechtsWidrig wäre

(vgl BVerwGaaO). ‘

Jedoch entfällt im vorliegenden Falle eine Anrechnung von
Einkommen der Eltern des Klägers nicht deshalb, weil ihre

Unterhaltsverpflichtung gegenüber dem Kläger offensicht-

lich nicht mehr besteht. Diese ist nicht bereits aus dem

Grunde offensichtlich entfallen, daß die Eltern bereits

eine erste Ausbildung (Studium der Pädagogik) finanziert
haben und deshalb zu einer weiteren Ausbildung (zum Tisch-

ler) nicht mehr verpflichtet sind. Auch hinsichtlich einer

"Zweitausbildung" ist das Fortbestehen einer Unterhaltsver-

pflichtung der Eltern nicht offensichtlich ausgeschlossen

(vg1 BVerwG in Buchholz, 436.36 5 37 BAföG Nrn 12 und 13).

Der Bundesgerichtshof (BGH) geht in seiner Rechtsprechung

zum Unterhaltsrecht (vgl BGHZ 69, 190 mwN) davon aus, daß

Eltern zwar grundsätzlich nicht verpflichtet seien, ihren

Kindern nach erfolgreichem Abschluß einer ersten Berufsaus-

bildung noch eine zweite Berufsausbildung zu finanzieren,

jedoch könnten sie ua dann zur Finanzierung einer Zweit-

ausbildung verpflichtet sein, wenn der zunächst erlernte

Beruf aus Gründen, die bei Beginn der Ausbildung nicht vor-
hersehbar waren, keine ausreichende Lebensgrundlage bietet.

Dies muß grundsätzlich auch dann gelten, wenn eine Ausbil—

dung — wie hier - nach erfolgreich beendeter erster Aus-
bildungsstufe aus entsprechenden Gründen nicht fortgesetzt

bzw abgebrochen wird. Im Hinblick auf diese Rechtslage

setzt der Ausschluß einer weiteren Unterhaltspflicht der

Eltern eine genaue Sachverhaltsermittlung und rechtliche
Abwägungen voraus, deren Ergebnis nicht mehr als "offen—

sichtlich" eingeschätzt werden kann. Es muß vielmehr grund-
sätzlich den Zivilgerichten vorbehalten bleiben zu prüfen,_

ob etwa die Eltern des Klägers zur Finanzierung einer zwei-

ten Ausbildung deshalb verpflichtet sein könnten, weil der

erstrebte Lehrerberuf infolge zwischenzeitlich verschlech-
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terter Einstellungsbedingungen keine ausreichende Le-

bensgrundlage mehr bietet° Dies läßt sich angesichts
des mit "gutem" Erfolg abgeschlossenen Studiums der

Pädagogik weder offensichtlich verneinen noch bejahen.

Entgegen der Auffassung des LSG läßt sich auch aus dem

Umstand, daß der Kläger nach erfolgreichem Abschluß des

von seinen Eltern finanzierten Studiums der Pädagogik

jedenfalls nicht mehr auf Unterhaltsleistungen seiner

Eltern angewiesen gewesen wäre, weil sein Unterhalt als
Referendar durch einen staatlichen Unterhaltszuschuß

sichergestellt gewesen wäre, nicht mit der erforderli-

chen Offensichtlichkeit darauf schließen, daß eine Un-

terhaltsverpflichtung seiner Eltern entfallen ist; denn
auch wenn die Eltern insoweit die objektiven Vorausset-

zungen für einen eigenen Unterhaltserwerb des Klägers

bereits herbeigeführt haben, ist, wie ausgeführt, ihre

Verpflichtung zur Finanzierung einer Zweitausbildung

nach bürgerlichem Recht nicht ohne weiteres ausgeschlos-

sen,

Ist mithin die Frage, ob und inwieweit die Eltern dem
Kläger Unterhaltsmittel zur Verfügung zu stellen haben,

förderungsrechtlich ausschließlich nach 55 10 ff, 16

A—Ausbildung zu beurteilen, so hat das LSG die hierfür

erforderlichen Feststellungen, und zwar sowohl hinsicht-

lich des Bedarfs des Klägers und seines eigenen Einkom-

mens (@5 12, 15 A-Ausbildung) als auch hinsichtlich des
Einkommens seiner Eltern und ihrer Unterhaltspflicht

gegenüber weiteren Kindern (@ l6 Abs 1 Nr 1 bis 3 A-Aus-
bildung) nachzuholen°

Bei Anwendung des 5 16 A—Ausbildung wäre allerdings zu

erwägen, ob die dort abschließend getroffene Freibe-

tragsregelung ermächtigungsgedeckt ist, bzw die vorge-

sehenen Freibeträge den Anforderungen an eine sachge-

rechte Typisierung entsprechen° Die pauschalen Freibe-
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träge des 5 16 Abs 1 bis 5 A-Ausbildung stellen ersichtlich
auf den Normalfall bzw typischen Lebenssachverhalt einer von
den Eltern nach Schulabschluß geschuldeten Finanzierung der

Erstausbildung ab. Dies ergibt sich daraus, daß bis 1. Ja-

nuar 1976 die Freibetragsregelung des 5 16 A—Ausbildung nur
auf - unverheiratete - Auszubildende bis zur Vollendung des

21. Lebensjahres Anwendung fand, während für ältere Auszu—
bildende - ausgehend von der Annahme, daß unterhaltspflich-

tige Berufsausbildungen typischerweise bis zu einem Alter

von 21 Jahren abgeschlossen zu werden pflegen (vgl hierzu

Urteil des Senats vom 17.2.1981 - 7 RAr 86/79 —nicht veröf-
fentlicht) - eine Anrechnung von Einkommen der Eltern nach
5 10 Nr 2 A-Ausbildung ausgeschlossen war. Nachdem diese

Einschränkung mit Wirkung ab 1. Januar 1976 im Hinblick auf
die erstrebte Harmonisierung mit dem BAföG entfallen ist,

ist 5 16 A-Ausbildung, der vom Anordnungsgeber im wesentli-

chen unverändert übernommen worden ist, dazu bestimmt wor-

den, nunmehr auch für die älteren Auszubildenden die Funk-

tion zu übernehmen, die Unterhaltspflicht der Eltern zu

konkretisieren, dh durch pauschalierte Freibeträge auszu-
drücken, wie hoch der Bedarf der Eltern und Geschwister des

Auszubildenden ist, den zu unterschreiten ihnen nicht zuge—
mutet wird, um dem Auszubildenden Unterhaltsmittel zur Ver-

fügung zu stellen. Hierbei ist - abweichend vom BAföG (hier

idF des HStruktG vom 18. Dezember 1975 — BGBl I 3091 -) ei—

ne Beschränkung der Anrechnung auf ein bestimmtes Lebensal-

ter des Auszubildenden oder bestimmte Tatbestände - wie in
5 11 Abs 3 BAföG - sowie die Einräumung höherer Freibeträge

vom Einkommen der Eltern —wie in 5 25a BAföG - nicht er—
folgt. Dies mag insoweit gerechtfertigt sein, als die A-Aus-

bildung im Gegensatz zu 5 10 Abs } BAföG auch keine Be-
schränkung der Förderung auf ein bestimmtes Lebensjahr des
Auszubildenden vorsieht und andererseits nach längeren Be-

rufstätigkeiten bzw bereits vorliegendem Berufsabschluß in
der Regel Anspruch auf Förderung der - neuen - Ausbildung

nach 55 41 ff, A7 AFG besteht (vgl Schönefelder/Kranz/Wanka,
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aaO, RdNr 6 zu 5 40, &. Lfg, Stand August 1976). So-

weit jedoch in Fällen wie dem vorliegenden eine vom
Normalfall abweichende, besondere Belastung der El-

tern durch Inanspruchnahme für die Kosten einer wei-

teren Berufsausbildung besteht, könnte hinsichtlich

einer fehlenden Differenzierung in der Höhe der pau—
schalierten Freibeträge die Grenze überschritten sein,

die einer an sachbezogenen Merkmalen zu orientierenden
Typisierung durch den Grundsatz der Verhältnismäßig—

keit und den insoweit mit ihm verbundenen allgemeinen

Gleichheitsgrundsatz gezogen sind (vgl BVerfGE 17, l,

23; BVerwG in Buchholz, 436.36 5 13 Nr 1 = BVerwGE 55,

54; BVerwG,Urteil vom 9. April 1981 - 5 c 62.79 -).
In solchen Fällen besteht keine einheitliche Typik.

Unterhaltsrechtlich muß die wirtschaftliche Leistungs-

fähigkeit der Eltern umso größer sein, je älter der

Auszubildende und je höher der von ihm bei Beginn der

Ausbildung bereits — im Regelfall von den Eltern fi—

nanzierte - Ausbildungsstand ist, um eine weitere Aus-

bildungsverpflichtung bejahen zu können. Dieser atypi-

schen Bedarfslage der Eltern und Geschwister des Aus—

zubildenden hat der Gesetzgeber im BAföG in Fällen, in

denen die besonderen Umstände des Falles die Finanzie—

rung einer weiteren Ausbildung rechtfertigen, durch

die besondere Freibetragsregelung des 5 25a Abs 1 Nr &

BAföG (hier idF des 2. BAföGÄndGvom 31. Juli l97a‚
BGBl I 1649) Rechnung getragen, um der grundsätzlich
angestrebten engen Verknüpfung von Förderungs— und Un-

terhaltsrecht zu genügen (vgl zur Entstehungsgeschichte
des 5 25a BAföG im Sinne einer "mittleren Stufe einer

gelockerten Elternabhängigkeit" Rothe/Blanke, BAföG,

Komm, RdNr 2 zu 5 25a unter Hinweis auf die Begrün-
dung zu Art 1 Nr 22 des Regierungsentwurfs zum 2.

BAfÖGÄndG, BT-Drucks 7/2098 sowie auf den Runderlaß
des BMBWvom 16. Januar 1974 über "Grundsätze zur An—
wendung der bürgerlich-rechtlichen Unterhaltsbestim-
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mungen bei der Ausführung des 5 37 Abs 1 BAföG").

Wenn die A-Ausbildung trotz der erstrebten Harmonisierung

mit dem BAföG für Fälle der Unterhaltspflicht der Eltern

für eine "weitere" Ausbildung keine besondere Freibetrags-
regelung enthält, so würde sich die Gesamtregelung des 5 16

A-Ausbildung dennoch nicht als lückenhaft erweisen, wenn

Sonderbelastungen der Eltern durch Finanzierung einer wei-

teren bzw Zweitausbildung im Rahmen der Härteregelung des

5 16 Abs 6 A-Ausbildung berücksichtigt werden könnten. Nach

dieser Bestimmung kann von der nach Abs 1 vorgesehenen An-

rechnung des die Freibeträge nach Abs 1 iVm Abs 3, 4 und 5

übersteigenden Einkommens abgewichen werden, wenn dies zur
Vermeidung unbilliger Härten gerechtfertigt ist (vgl zur
Auslegung dieser Bestimmungen BSG SozR h100 @ 40 Nr 18).

Diese Vorschrift dient der Berücksichtigung atypischer Um-
stände. Die Verpflichtung der Eltern zur Finanzierung ei-_

ner Zweitausbildung kann im Hinblick darauf, daß mit den

Freibeträgen nach Abs 1 iVm Abs 3, 4 und 5 des 5 16 A-Aus-
bildung nur der typische Unterhaltsaufwand der Familie bei

Finanzierung einer Erstausbildung des Abkömmlings pauschal

abgegolten wird, einen solchen atypischen Umstand darstel-

len, der in Ergänzung der genannten Bestimmungen die Frei-
setzung weiteren Familienunterhalts von der Anrechnung

rechtfertigt.

Bei der Prüfung der Frage, in welcher Höhe weiteres Einkom-

men der Eltern nach 5 16 Abs 6 A-Ausbildung anrechnungsfrei

bleiben kann, dürften im Hinblick darauf, daß die Eltern

sich auf die Finanzierung einer Zweitausbildung im Regelfall

nicht einzustellen brauchen, insoweit die gesamten wirt-

schaftlichen Verhältnisse der Familie — einschließlich fi-

nanzieller Belastungen durch freiwillige Unterstützungslei-

stungen für sonstige Familienangehörige — zu berücksichti-

gen sein.

Bei Anwendung von 5 16 Abs 6 A-Ausbildung wird das LSG auch
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zu erwägen haben, ob die dort seit 1. Januar 1976 auf-

grund der 10. Änderungsanordnung vom 23. März 1976 (aaO)

vorgesehene Begrenzung der Härteregelung, wonach von
der Anrechnung des die Freibeträge übersteigenden Ein-

kommens nur "bis zu einem Betrag von 500‚—- DM" abge-

wichen werden kann, von der Ermächtigungsnorm des 5 39
AFG iVm 5 ho AFG gedeckt ist; es könnte Sinn und Zweck

einer auf die Verhältnisse des Einzelfalles abgestell-

ten Härteregelung widersprechen, wenn der Anordnungs-

geber in einer derart starren Grenze festlegt, bis zu

welchem Betrag des Einkommens der Eltern sich Härtege-

sichtspunkte auswirken können und damit Teile ihres

Einkommens der Anwendung einer Härteregelung überhaupt

entzogen werden.

Sofern das LSG hiernach bei Anwendung des 5 16 A—Aus-

bildung zu dem Ergebnis kommt, daß kein oder nur ein ge-

ringerer Betrag des Einkommens der Eltern anrechnungs-

fähig ist als der, der den Unterhaltsbedarf des Klägers

(abzüglich seines eigenen Einkommens) deckt, so stünde

dem Kläger BAB in der seinem Bedarf entsprechenden Höhe

zu.

Soweit sich kein Anspruch auf BAB nach @ 40 Abs 1 AFG_

iVm 5 16 A-Ausbildung ergeben sollte, bedarf es weite-

rer Feststellungen des LSG. Nach 5 AO Abs 3 AFG kann

die Beklagte BAB ohne Berücksichtigung von Unterhalts-

leistungen gewähren, solange und soweit der Antragstel-

ler Unterhaltsleistungen, auf die er einen Anspruch

hat, nicht erhält. Sinn dieser Regelung ist es, wie

sich aus dem Zusammenhang mit 5 40 Abs 1 AFG ergibt,

die berufliche Ausbildung nicht in Fällen zu gefähr-

den, in denen - entgegen der Vermutung der 55 10, 16

A-Ausbildung - Mittel für die Ausbildung tatsächlich

nicht zur Verfügung gestellt werden; in diesen Fällen

soll die BA vorleisten, wobei aber im Ausgleich hier—
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für Ansprüche des Unterhaltsberechtigten gegen die Unter-

haltsverpflichteten auf sie überzuleiten sind. 5 40 Abs 3
AFG ist daher 13 einer Sollvorschrift zu verstehen (So auch

Krebs, AFG, Komm, @ ao RdNr 7; Stand: Oktober 1979; weiter-

gehend - 13 einer Mußvorschrift — offenbar Gagel/Jülicher,

aaO, @ 40 RdNr 28; aA - 13 einer Kannvorschrift - Schöne-

felder/Kranz/Wanka, aaO, @40 RdNr 11, l. Lfg, Stand: Au-
gust 1972; Hoppe/Berlinger, Förderung der beruflichen Bil—

dung, 5 40 RdNr 2Ab, 12. Lfg, Januar 1977). Die BA darf
daher Vorausleistungen grundsätzlich nur verweigern, wenn

mit der Realisierung des Unterhaltsanspruchs in naher Zu-

kunft gerechnet werden kann bzw wenn die Verfolgung bereits

titulierter Unterhaltsansprüche zumutbar erscheint. Weigern
sich die Eltern, Mittel für die Ausbildung zur Verfügung zu

stellen, weil sie ihre Unterhaltspflicht bestreiten, so hat

die BA grundsätzlich Vorausleistungen zu gewähren. Ob dies

hier der Fall ist, läßt sich nach den Feststellungen des

LSG nicht entscheiden. Es ist nicht geklärt, ob der Kläger

während seiner inzwischen abgeschlossenen Ausbildung zum
Tischler von seinen Eltern unterhalten worden ist. Haben

sie ihm entsprechende Mittel zur Verfügung gestellt, so
fehlt es an den Voraussetzungen für eine Entscheidung nach

5 40 Abs 3 AFG, weil dann für Vorausleistungen kein Raum
mehr ist. Haben die Eltern den - nach 55 10, 16 A-Ausbil-

dung vermuteten — Unterhaltsanspruch nicht befriedigt, ist

weiter zu klären, ob der Kläger auf die Inanspruchnahme sei-

ner Eltern — im Hinblick auf die zu bewirkende Überleitung

seiner Unterhaltsansprüche auf die Beklagte - verzichten
wollte. Ist dies nicht der Fall, so wäre die ablehnende Ent-

scheidung der Beklagten über die Gewährung von BAB rechts-

widrig, weil sie von ihrem nach 5 AO Abs 3 eingeräumten Er-

messen, BAB als Vorausleistung zu gewähren, keinen Gebrauch
gemacht hätte und daher den Antragsteller in seinem Recht

auf Erteilung einer Ermessensentscheidung verletzt hätte.

Die Beklagte wäre dann zu verurteilen, über die Gewährung

von BAB im Rahmen von 5 40 Abs 3 AFG noch zu entscheiden.
Dem stünde nicht entgegen, daß die Ausbildung des Klägers

- 23 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 23 -

zum Tischler inzwischen abgeschlossen ist° Denn Voraus-

leistungen nach 5 40 Abs 3 AFG können auch nachträglich
geleistet werden (vgl zu 5 36 BAföG BVerwG in Buchholz

436036 5 37 BAföG Nr 6), Auch für nachgezahlte Voraus-
leistungen kann das Nachrangverhältnis durch eine Über—

leitung des Unterhaltsanspruchs des Auszubildenden gegen

seine Eltern hergestellt werdeno Die Frage, ob die Vor—

aussetzungen vorliegen, unter denen die Eltern des Aus—

zubildenden mit Unterhaltsansprüchen für die Vergangen—

heit in Anspruch genommen werden können (vgl dazu Ga-

gel/Jülicher, aaO° @ AO RdNr 29) ist wie die Frage, ob

die Eltern mit ihren Verpflichtungen in Verzug geraten
sind, ggf im Zivilrechtsweg zu entscheiden (vgl BVerwG

in Buchholz, 436„36 @37 Nrn 6, 8 und 12)°

Nach allem war das angefochtene Urteil aufzuheben und
die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an

das LSG zurückzuverweisen, das auch über die Kosten

des Revisionsverfahrens zu entscheiden haben wird.
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